
Kantonsrat 

Eingegangen: 15. August 2011/38 
Dr. Stephan Rawyler 
Kantonsrat 
Schöneggstrasse 11 
8212 Neuhausen am Rheinfall 
stephan.rawyler@neuhausen.ch 

Regierungsrat des Kantons Schaffhausen 
Regierungsgebäude 

I K-Nr. tff4. :??o] 8200 Schaffhausen 

Neuhausen am Rheinfall, 15. August 2011 

Kleine Anfrage 2011/20 
Strafrechtliche Sanktionen 

Sehr geehrter Herr Regierungspräsident 

Sehr geehrte Damen und Herren Regierungsräte 

Weit verbreitet ist die Meinung, je härter eine Strafe für einen Straffälligen sei , desto geringer 

sei die Gefahr eines Rückfalls. Wissenschaftliche Untersuchungen zeigen aber immer wie­

der, dass weniger die Art der Sanktion, mithin Busse, bedingte Freiheitsstrafe oder unbe­

dingte Freiheitsstrafe die präventive Wirkung erzeugt, sondern vielmehr sind es das RisikO, 

erneut von der Polizei entdeckt zu werden und wiederum bestraft zu werden (vgl. dazu ins­

besondere die jüngste Studie des BFS zur Sanktionswirkung auf http://www.bfs.admin.ch 

/bfs/portal/de/indexlthemen/19/04/03/02/02.html). Diese Erkenntnis müsste auch bei der 

Frage, wie gross das neue Schaffhauser Gefängnis werden soll, von Bedeutung sein. Denn 

der Vollzug unbedingter Freiheitsstrafen ist viel teurer als der Einzug von Geldstrafen und 

Bussen, ohne offenbar zur Sicherheitslage etwas Entscheidendes beitragen zu können. Hin­

zu kommt, dass die Erfahrungen in anderen Kantonen mit neuen Freiheitsbeschränkungen 

wie elektronischen Fussfesseln sehr positiv sind. Der Kanton Schaffhausen hat sich dem­

gegenüber bis anhin mit dieser neuen und verhältnismässig kostengünstigen Vollzugsform 

nicht anfreunden können und sich sogar für eine Rückkehr zu kurzen Freiheitsstrafen anstel­

le von Geldstrafen ausgesprochen (Vgl. Vernehmlassung zur Strafrechtsrevision, Amtsblatt 

des Katons Schaffhausen 2010, S. 1567 f.). Es stellen sich daher die nachstehenden Fra­

gen: 

http:http://www.bfs.admin.ch
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1) 	Wie wirkt sich die beabsichtigte Revision des Strafrechts (Wiedereinführung kurzer Frei­
heitsstrafen, electronic monitoring) auf die Planung des Schaffhauser Gefängnisses aus? 
Inwiefern berücksichtigt das der Regierungsrat bei seiner Planung? 

2) 	Ist der Regierungsrat bereit, die Erfahrungen anderer Kantone hinsichtlich neuer Frei­
heitsbeschränkungen wie elektronischer Fussfesseln, unabhängig von der erneuten Straf­
rechtsrevision, aufzunehmen und seine Haltung zu überprüfen? 

Mit bestem Dank für Ihre Bemühungen und freundlichen Grüssen 

Dr. Stephan Rawyler, Kantonsrat FDP, 
Neuhausen am Rheinfall 


